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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung mit Antwort 

der Abgeordneten Dr. Stefan Birkner, Hermann Grupe und Dr. Gero Hocker (FDP), eingegangen 
am 20.03.2013 

Ökologische Landwirtschaft - Aufstockung des Förderbudgets 

Der niedersächsische Landwirtschaftsminister Christian Meyer kündigte am 12. März in einer Pres-
seerklärung die Aufstockung der Förderung für die ökologische Landwirtschaft an. Künftig soll es in 
den ersten beiden Jahren der Umstellung 320 Euro pro Hektar Acker- und Grünland und ab dem 
dritten Jahr der Umstellung 200 Euro pro Hektar geben. Insgesamt verspricht der Minister eine Er-
weiterung des Budgetrahmens für die Förderung der ökologischen Landwirtschaft von 11 Mio. Euro 
auf nun ca. 12,1 Mio. Euro, wobei der Minister in der Sitzung des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung am 8. März 2013 erklärte, dass die für 
die Erhöhung erforderlichen Mittel aus nicht verausgabten Resten von ELER-Mitteln stammten. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 

1. Woher nimmt die Landesregierung das Geld für die Erhöhung der Fördermittel? 

2. Wofür wurden die nicht verausgabten Reste von ELER-Mitteln in den vergangenen fünf Jah-
ren im Einzelnen eingesetzt? 

3. Plant die Landesregierung in den kommenden Jahren eine weitere Erhöhung dieses Förder-
budgets? 

(An die Staatskanzlei übersandt am 26.03.2013 - II/72 - 20) 

Antwort der Landesregierung 

 Niedersächsisches Ministerium Hannover, den 26.04.2013 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
 - 305-01425-43 - 

Die Umsetzung des Programms zur Förderung im ländlichen Raum Niedersachsen und Bremen 
2007 bis 2013 (PROFIL) bedarf eines guten Finanzmanagements. Bei Minderbedarfen einzelner 
Maßnahmen, die immer wieder aus unterschiedlichsten Gründen auftreten, bedarf es der Um-
schichtung von Mitteln, um einen Verfall von EU-Mitteln zu vermeiden. Die Umschichtungen auf 
Ebene von (Teil-)Maßnahmen müssen der KOM im Rahmen von Änderungsanträgen zur Geneh-
migung vorgelegt werden. Die Förderung des ökologischen Landbaus ist eine Fördermaßnahme 
des Niedersächsischen und Bremischen Agrarumweltprogramms (NAU/BAU), das wiederum eine 
Teilmaßnahme der Agrarumweltmaßnahmen ist. 

Dieses vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu 1: 

Die zusätzlichen Mittel für die Förderung des ökologischen Landbaus stammen aus Mittelumschich-
tungen anderer Fördermaßnahmen des NAU/BAU, bei denen ein Minderbedarf bestand bzw. die 
Mittel nicht wie erwartet abgeflossen sind. Das heißt, mit der Aufstockung der Öko-Prämien wird 
der Minderbedarf bei NAU/BAU insgesamt reduziert. 
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Zu 2: 

Die beiliegende Übersicht stellt die Mittelumschichtungen und die Verteilung zusätzlicher EU-Mit-
tel aus dem EU-Konjunkturpaket und dem Health Check auf Ebene der (Teil-)Maßnahmen dar, wie 
sie seitens der EU-Kommission genehmigt wurden bzw. wie sie jetzt vorgesehen sind und mit dem 
6. Änderungsantrag bei der KOM zur Genehmigung vorgelegt werden sollen.  

Zu 3: 

Die höheren Prämien gelten nur für die Landwirte, die einen neuen Antrag auf Förderung stellen. 
Das betrifft sowohl Betriebe, die erstmalig einen Antrag auf Umstellungsförderung stellen, als auch 
„Beibehalter“, deren fünfjährige Förderperiode jetzt ausläuft. Mit der zukünftig noch anstehenden 
Umstellung der laufenden Verträge in Verträge mit den höheren Beihilfesätzen wird sich ein weite-
rer Mehrbedarf ergeben. Folglich wird der Mittelansatz für den ökologischen Landbau zukünftig 
noch weiter steigen. 

 

Christian Meyer 
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Anlage 

 

(Ausgegeben am 03.05.2013) 
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